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Der Xo Zivilsenat (Patentsenat) des Bundesge­
richtshofs hat auf die mündliche Verhandlung vom 
22. Oktober 1970 unter Mitwirkung des Senatspräsi­
denten Dr. Spreng und der Bundesrichter Trüstedt, 
Claßen, Schneider und Dr. Bruchhausen

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 
6. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts München vom 14. Dezember 196? 
wird auf Kosten der Beklagten zurück­
gewiesen.

Von Rechts wegen 

. Tatbestand:

und dem Vertrieb von Paltenrohren aus thermoplastischen 
Kunststoffen für Elektroinstallationen. Die Klägerin 
hatte aufgrund eines Lizenzvertrages mit der Schutz­
rechts Inhaber in das ausschließliche Nutzungsrecht an 
dem Deutschen Bundespatent 890 865, das ein Verfahren 
zum Herstellen solcher Rohre betrifft. Die am 21. Ja­
nuar 1941 eingereichte Patentanmeldung ist am 8. Ja­
nuar 1953* die Patenterteilung am 13, August 1953 
bekannt gemacht worden. Die Laufzeit des Schutzrechts 
hat gemäß dem Gesetz über die Verlängerung der Dauer 
bestimmter Pataite vom 15» Juli 1931 (BGBl I 449) am 
21. Januar 1964 geendet.



Das zunächst mit elf Schutzansprüchen erteil­
te Patent ist auf Antrag der Patentinhaberin durch 
rechtskräftigen Beschluß des Deutschen Patentamts 
vom 16. April 1962 auf fünf Schutzansprüche be­
schränkt worden, von denen der für die Entscheidung 
des vorliegenden Rechtsstreits allein bedeutsame 
Schutzanspruch 1 lautet:

"Verfahren zum Herstellen von Faltenrohren 
aus thermoplastischen Kunststoffen, bei 
dem die Kunststoffmasse zunächst in Rohr- 
form gepreßt bzw. gespritzt und durch 
Einleiten von Druckluft gegen die Innen­
wand einer Form gepreßt wird, dadurch 
gekennzeichnet, daß die in Rohrform ge­
brachte Kunststoffmasse in eine sie um­
schließende, axial geteilte, innen ge­
wellte Matrize eingeführt wird, die 
absatzweise verschoben wird«n

Die Klage des Inhabers der jetzigen Beklagten 
auf Nichtigerklärung des beschränkten Patents ist 
erfolglos geblieben (vgl, Urteil des erkennenden, 
früher als Ia-2ivilsenat bezeichneten Senats vom 
21. Februar 1967 - la ZR 67/64 -).

Die Klägerin ist der Auffassung, daß die Be­
klagte in den Schutzumfang des Patents während des­
sen Laufzeit rechtswidrig und schuldhaft eingegrif­
fen habe*

Das Verfahren, welches die Beklagte zur Her­
stellung ihrer mit parallel zueinander verlaufenden 
Querrillen versehenen Faltenrohre anwandte, ist wie 
folgt zu beschreiben:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Der Kunststoff wird durch einen Extruder mit 
rohrförmiger Düse in Rohrform gespritzte Die noch 
formbare Masse wird alsdann in einen Kanal geleitet, 
der durch mehrere ohne Zwischenraum aneinander lie­
gende Kokillen oder Matrizen gebildet wird» Im Inneren 
der Kokillen sind die Rillen eingefräst, die schließ­
lich dem Kunststoffrohr aufgeprägt werden sollen.
Die Kokillen sind axial geteilt; die Hälften werden 
kurz hinter dem Extruder je von einer Seite an das 
noch plastische Rohr herangeführt und sodann geschlos­
sen, Die geschlossene. Kokille bewegt sich mit dem 
weiter wandernden Rohr mit. Jede Hälftegruppe der 
Kokillen läuft raupenkettenartig auf einer Bahn um, 
d.h. jede Kokillenhälfte wird, nachdem sich die Kokille 
nach Formung und Aushärtung eines ihrer Lange ent­
sprechenden Rohrabschnittes geöffnet hat, wieder zum 
Extruder zurückgeführt, wo sie sich mit der korrespon­
dierenden Hälfte erneut schließen und ein entsprechen­
des Rohrstück formen kann. Jede einzelne Rille der 
Kokillen hat in ihrem Scheitel eine Öffnung, durch wel­
che die zwischen (innerer) Kokillenwand und Kunststoff­
rohr befindliche Luft abgesaugt und an dieser Stelle 
ein Unterdrück von 0,6 bis 0,7 Atmosphären erzeugt 
werden kann. Beim Wandern der geschlossenen Kokille 
wird eine Rille nach der anderen mit der AbsaugVor­
richtung in Verbindung gebracht. Die Bewegung der Ko­
killen verläuft deutlich langsamer als das glatte Rohr 
aus dem Extruder austritt. Vor dem Öffnen der Kokillen 
wird noch eine weitere, hier nicht näher interessieren­
de Absaugvorrichtung in Funktion gebracht, die, wie 
sich aus den bei ihrer Abschaltung auftretenden Mängeln 
ersehen läßt, das an der gewellten Innenwand anliegen­
de Kunststoffrohr bis zu seiner Aushärtung festhält.
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Im Inneren des Rohres herrscht während des ganzen 
Vorganges atmosphärischer Luftdruck.

Das Landgericht hat durch Urteil vom 25, Juni 1963 
das bereits auf die eingeschränkte Fassung des Pa­
tentanspruchs 1 gestützte Begehren der Klägerin auf 
Unterlassung, auf Feststellung der Schadensersatz­
pflicht der Beklagten und auf Rechnungslegung kosten-

stimraung der Beklagten den Unterlassungsanspruch we­
gen des zwischenzeitlichen Ablaufs des Schutzrechts 
und die ursprünglich auch auf die Zeit vom 1. Novem­
ber 1959 bis 31 * März I960 erstreckten Klageansprüche 
auf Feststellung der Schadensersatzpflicht und auf 
Rechnungslegung im Anschluß an die Angabe der Beklag­
ten, vor dem 1. April I960 nicht nach dem angegrif­
fenen Verfahren gearbeitet zu haben, in der Hauptsache 
für erledigt erklärt. Das Oberlandesgericht hat als­
dann durch Urteil vom 14, Dezember 1967 für Recht 
erkannt:

I. Auf die Berufung der Klägerin wird 
das Endurteil des Landgerichts Mün­
chen I vom 25* Juni 1963 aufgehoben.

IIo Es wird festgestellt, daß die Be­
klagte der Klägerin den Schaden zu 
ersetzen hat, der ihr dadurch ent­
standen ist, daß die Beklagte vom 
1. April I960 bis 21. Januar 1964 
quergerillte Rohre aus thermoplasti­
schem Kunststoff nach, folgendem Ver­
fahren hergestellt, feilgehalten 
und/oder in Verkehr gebracht hat:
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1. die Kunststoff masse wird zunächst 
in Rohrform gepreßt,

2. sie wird anschließend in eine axial 
teilbare, innen gerillte, in ihren 
Teilen raupenkettenartig herange­
führte, das Rohr umschließende Ma­
trize geführt,

3« wo sie durch Absaugen der zwischen 
Rohr und Matrize befindlichen Luft 
durch Öffnungen im Scheitel jeder 
Rille gegen die Innenwand der mit 
dem Rohr sich mitbewegenden Matrize 
gepreßt wird,

4. während die Hälften der Matrize nach 
■ der Aushärtung des Kunststoffrohres 
Je für sich raupenkettenartig zu­rückgeführt werden,,

III. Die Beklagte hat der Klägerin durch Vor­
lage eines Verzeichnisses über die vom 
1. April I960 bis 21, Januar 1964 nach 
Ziff „ II hergestellten Rohre, über die 
Empfänger (Namen und Anschrift), über 
die erzielten Erlöse und die einzel­
nen Lieferzeiten Rechnung zu legen.
Der Beklagten wird jedoch nachgelas­
sen, Namen und Anschrift ihrer Abneh­
mer nur einem zur Verschwiegenheit ver­
pflichteten Buchsachverständigen zu des­
sen Überprüfung bekanntzugeben; die 
durch die Einschaltung des Buchsachver- 

. ständigen entstehenden Kosten hat die 
Beklagte zu tragen.

IV. Im übrigen wird die Klage abgewiesen,
V. Die Beklagte hat die Kosten beider 

Rechtszüge zu tragen.

Die teilweise Abweisung der Klage betrifft die 
Ansprüche der Klägerin auf Feststellung der Schadens­
ersatzpflicht der Beklagten und auf Rechnungslegung, 
soweit diese sich auf einen Tag über den Ablauf des 
Klagepatents hinaus, nämlich auf den 22. Januar 1964 
bezogen haben.
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Gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
hat die Beklagte Revision eingelegt, mit der sie 
vollständige Abweisung der noch anhängigen Klage­
ansprüche beantragte Die Klägerin bittet um Zu­
rückweisung des Rechtsmittelso

' Entscheidungsgründe:

Io Im Gegensatz zum Landgericht vertritt das 
Oberlandesgericht den Standpunkt, daß die Ansprüche 
der Klägerin auf Feststellung der Schadensersatz­
pflicht der Beklagten und auf Rechnungslegung für 
den Zeitraum vom 1. April I960 bis 21. Januar 1964 
gemäß § 47 Abs. 2, § 6 PatG begründet seien, weil 
die Beklagte durch das von ihr zur Herstellung von 
quergerillten Faltenrohren aus thermoplastischem 
Kunststoff angewandte Verfahren den Gegenstand des 
Klagepatents während dessen Schutzdauer rechtswidrig 
und schuldhaft verletzt habe 0 Der hiergegen gerich­
teten Revision der Beklagten bleibt der Erfolg ver-

II. 1. Das Berufungsgericht sieht im Anschluß 
an die Patentbeschreibung (Ergänzungsblatt zur Pa­
tentschrift S. 1, li. Sp., Z. 11 bis Z. 17) und in 
Übereinstimmung mit dem Landgericht sowie, mit dem 
im Nichtigkeitsrechtsstreit ergangenen Urteil des 
erkennenden Senats die Aufgabe des Klagepatents in 
seiner eingeschränkten, nunmehr allein maßgebenden 
Fassung darin, ein Verfahren zur Erzeugung von fal­
tenrohren aus thermoplastischen Kunststoffen zu 
schaffen, das nicht nur die Wellung von kurzen 
Rohrstücken erlaubt, sondern auch die Wellung langer
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Rohre gestattet, deren Wellung in einem —  zu ergänzen 
ist wohl: besonderen - Arbeitsgang sonst zu umständ­
lich und kostspielig wäre.

Zur Lösung dieser Aufgabe, so legt das Berufungs­
gericht dar, schlägt der Schutzanspruch 1 des Klage­
patents vor, die in bekannter Weise in Rohrform ge­
preßte KunstStoff masse in eine sie umschließende, axial 
geteilte Matrize einzuführen, sie an deren Innenwand 
in bekannter Weise durch Druckluft anzupressen und 
durch absatzweisee Verschiebung dieser Matrize das 
Kunststoffrohr in ebensolchen Absätzen zu verformen 
(vgl, hierzu auch Patentbeschreibung gemäß Ergänzungs­
blatt 8. 1, 11. Sp., Z. 26 bis Z. 36; re. Sp. Z. 6

Das Berufungsgericht betrachtet demnach als den 
durch die genannte Aufgabe und ihre Lösung umrissenen 
Gegenstand der durch den Anspruch 1 geschützten Erfin­

ein Verfahren zur Herstellung von Falten­
rohren aus thermoplastischen Kunststoffen 
in folgenden Verfahrensschritten:
a) die in Rohrform gebrachte, noch form­

bare Kunststoffmasse wird
b) durch Einleiten von Druckluft gegen die 

Innenwand einer Form gepreßt,
c) die axial teilbar und innen gewellt ist und
d) absatzweise verschoben wird.
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2. Gegen diese Bestimmung des Erfindungsgegen­
standes, die sich im wesentlichen an den Wortlaut 
des Patentanspruchs anlehnt, bestehen keine Bedenken. 
Solche sind in der schriftlichen Revisionsbegründung 
auch nicht geltend gemacht worden. Wenn die Revision 
in der mündlichen Verhandlung den Erfindungsgegen­
stand anders gesehen hat, dann hat sie ausschließ­
lich auf ein Ausführungsbeispiel abgestellt. Es ist 
jedoch unzulässig, einen Patentanspruch, der mit weni­
ger Merkmalen eine allgemeine Lehre schützt, durch die 
Aufnahme eines Merkmals, das lediglich in einem, Aus­
führungsbeispiel erscheint, auf eine engere Lehre ein­
zuschränken ;{RG GRUR 1944, 72, 74).

III. Die Beklagte hat bei dem von ihr angewandten 
Herstellungsverfahren unstreitig von den vorgenannten 
Merkmalen a und c identisch Gebrauch gemacht« Die 
Parteien sind sich jedoch darüber uneinig, ob die 
Beklagte auch die beiden anderen Merkmale (b und d) 
benutzt hat, was das Berufungsgericht entgegen der 
Auffassung des Landgerichts bejaht.

IVo 1. Zur Benutzung des Merkmals b durch die 
Beklagte führt das Berufungsgericht im einzelnen aus:

Die Anwendung von Saugluft bei dem beanstandeten 
Verfahren sei gegenüber der Verwendung von Druckluft 
gleichwertig. Die Anwendung Von Druckluft zur Ver­
formung eines in ein Kaliberrohr eingeführten noch 
plastischen KunststoffSchlauches gehöre gegenüber 
dem Klagepatent zum Stand der Technik (DRP 675 52$). 
Aus dem Klageschutzrecht (vgl. Ergänzungsblatt S, 1, 
re. Sp., Z. 19 bis 21) ergebe sich eindeutig, was im
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übrigen jedem Fachmann naheliegend gewesen sei, daß 
es für die Verformung nicht auf die Verwendung von 
Druckluft, sondern lediglich auf die Erzielung eines 
Überdruckes im Rohrinneren gegenüber dem Raum zwi­
schen Rohr und Formmittel ankomme. Der Durchschnitts­
fachmann habe daher dem Klagepatent entnehmen müssen, 
daß jede Maßnahme, die im Rohrinneren während der Ver­
formung einen Überdruck gegenüber dem Außenraum erzeuge, 
zur Erreichung des Zieles, nämlich der Verformung, ge­
eignet sei. Ein Überdruck lasse sich jedoch, wie dem 
Durchschnittsfachmann bekannt gewesen sei, auch da­
durch erreichen, daß außerhalb des Rohres die Luft 
abgesaugt und damit ein Unterdrück geschaffen werde, 
demgegenüber sich der im Rohrinnern befindliche 
atmosphärische Luftdruck als Überdruck auswirke.

Der Beklagten sei allerdings, zuzugeben, daß durch 
die Einleitung von Druckluft- theoretisch ein beliebig 
hoher Überdruck geschaffen werden könne, während der 
durch Erzeugung eines Vakuums im Rohrinneren geschaf­
fene Überdruck den atmosphärischen Luftdruck, d.i. 
eine Atmosphäre, schon theoretisch nicht überschrei­
ten könne, aus technischen Gründen sogar niedriger 
sein müsse. Wie die Beklagte unbestritten vorbringe, 
betrage der bei ihrer Anlage im Rohrinneren entstehen­
de Überdruck ungefähr 0,6 bis 0,7 Atmosphären. Das än­
dere aber an der rechtlichen Beurteilung der Frage der 
Gleichwertigkeit nichts; denn weder im Klageschutzrecht 
noch in den die Verwendung von Überdruck zur Formung 
von Kunststoffrohren betreffenden Vorveröffentlichungen 
(DRP 675 323) werde darauf hingewiesen, daß besonders 
hohe Drücke zur Anwendung kommen müßten, um die beab­
sichtigte Verformung zu erreichen. Im Gegenteil ergebe
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sich schon aus dem Umstand, daß der noch plastische 
Rohrstrang eine wenn auch kurze Strecke ohne Führung 
zu durchlaufen habe, daß der Überdruck sich in Gren­
zen halten müsse, da sonst das freie Rohrstück so 
sehr aufgebläht würde, daß es nicht mehr in die Ma­
trize passe. Eine gewisse Vergrößerung des Innen­
durchmessers werde sich allerdings nicht vermeiden 
lassen; insoweit könne den Ausführungen des Bundes­
gerichtshofes im Nichtigkeitsverfahren (S. 17 des 
Urteils) nicht uneingeschränkt gefolgt werden. Da 
nämlich das im Klagepatent in der eingeschränkten 
Fassung beschriebene Verfahren davon ausgehe, daß 
der Extruder ohne Unterbrechung und nicht etwa 
intermittierend (z.B. Vorschub in Abhängigkeit 
zur Stellung der Matrize) arbeite, andererseits aber 
die Matrize, jedenfalls solange sie in Verbindung 
mit dem Rohrstrang sei, also während der Formung und 
während des Aushärtens, auch nicht kurzzeitig Still­
stehen dürfe, weil dies zu einer Verdrängung und 
möglicherweise zur Zerstörung des nachwachsenden 
Rohrstrenges führen würde, müsse notwendigerweise 
während der Formung ein wenn auch kurzer Rohrstrang 
frei zwischen Extruder und Matrize sein. Erst nach 
der Ausformung, die ja eine gewisse, meßbare Zeit 
in Anspruch nehme und während welcher aus diesem 
Grund ein wenn auch kurzes Rohrstück weiter extru­
diert worden sei, könne für die Zeit der Aushärtung, 
die demgegenüber länger dauere, auf Stützluft um­
geschaltet werden, um das nunmehr weiter gewachsene 
und laufend sich verlängernde freie Rohrstück nicht 
zu gefährden, Dieses Rohrstück müsse am Ende der 
Aushärtung mindestens die länge einer Matrize haben, 
da die Matrize ein Rohrstück von wenigstens ihrer
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eigenen Länge vorfinden müsse, wenn sie mit der Formung 
des nächsten Abschnittes beginnen solle» Daß während 
der Zeit, in welcher die volle Druckluft auf den 
freien Rohrstrang einwirke, dennoch keine schädliche 
übermäßige Aufblähung stattfinde, liege daran, daß, 
wie bereits im vorveröffentlichten DRP H B  aus­
geführt, die Ausweitung zunächst wegen der anfangs 
größeren Wandstärke im geringeren Maße erfolge als 
später, wenn die Wandstärke durch das Aufweiten bereits 
herabgemindert worden sei; aus diesem Grund sehe die 
VorVeröffentlichung (Sp. 3, Z» 20) bereits vor, daß 
zwischen Ixtruder und Formkaliberrohr das Kunststoff­
rohr eine kurze Strecke frei geführt und durch die 
Druckluft bereits etwas ausgeweitet werde»

Arbeite aber nun, so führt das Berufungsgericht 
weiter aus, der Durchschnittsfachmann das Klagepatent 
unter Verwendung von Druckluft nach, so werde er, wie 
die Klägerin ihrerseits unbestritten vertrage, finden, 
daß jedenfalls für die Verformung von thermoplastischen 
Kunststoffrohren mit den hier in Rede stehenden,für 
Elektroinstallationsrohre notwendigen Wandstärken 
Drücke in einer Größenordnung von unter einer Atmosphäre 
erfordez\Lich seien, die sich auch durch Anwendung von 
Saugluft erzielen ließen. Bei dieser Erkenntnis werde 
der Fachmann sich um so leichter zur Verwendung von 
Saugluft entschließen, als damit, ohne daß dies einer 
erfinderischen Überlegung bedürfte, etwaige Schwierig­
keiten wegen des zwischen Extruder und Matrize ohne 
Führung befindlichen Rohrstücks einfach dadurch ver­
mieden würden, daß bei Anwendung von Saugluft der 
Überdruck nur auf das Rohrstück wirke, das sich gerade 
in der Matrize befinde»
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Ohne Erfolg berufe sich die Beklagte in diesem 
Zusammenhang darauf, bei ihrem Verfahren werde, etwa 
nach dem Prinzip eines Staubsaugers, das Kunststoff­
rohr mit dem Luftström in die gerade mit dem Absaug­
gerät verbundene Rille hineingesaugte Ein durchgrei­
fender Unterschied gegenüber dem System eines Staub­
saugers und der Verwendung von Überdruck im Rohr- 
inneren sei um so weniger zu erkennen, als auch beim 
Staubsauger über die Reibung des Luftstromes an dem 
eingesaugten Gegenstand hinaus eben über diesem Ge­
genstand ein geringerer Druck, nämlich der vom Staub­
sauger erzeugte Unterdrück, herrsche, während von 
unten atmosphärischer Luftdruck den Gegenstand in 
den Staubsauger .hineindrücke, Werde die Ansaugöff­
nung dicht abgeschlossen, so könne nichts mehr ange­
saugt werden, weil dann im Ansaugrohr bzw, ober- und 
unterhalb eines darin befindlichen Gegenstandes der 
gleiche Druck herrsche» Dagegen werde eine zum Ver­
schluß des Ansaugrohres benutzte elastische Folie 
in das Rohr durch den äußeren Luftdruck hineinge­
beult werden, wie keiner näheren Ausführung bedürfe0

Beim Verfahren der Beklagten könne jedoch der 
Reibung der Ansaugluft an dem Rohrstrang für die Fal­
tenbildung nur eine untergeordnete Bedeutung zukom­
men* Solange das KunstStoffrohr glatt sei, sei näm­
lich gerade an der Stelle des Steges zwischen zwei 
Rillen in der Matrize der der Luft zur Verfügung 
stehende Querschnitt erheblich geringer als in der 
Rille selbst» Das habe zur Folge, daß gerade an die­
ser Stelle die Strömungsgeschwindigkeit, welche dem 
Querschnitt umgekehrt proportional sei, erheblich 
größer sei als in der zur formenden Rille, so daß, 
soweit Reibung in Betracht komme, das Kunststoffrohr
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gerade am Steg eher zum Anliegen an die Matrizenwand 
gebracht werde als in der Rille selbst, weil nämlich 
der Luftstrom nicht lediglich, wie die Beklagte meine, 
das Rohr genau axial in die Matrize hineinziehe, son­
dern gleichzeitig an dieser Stelle der hohen Strö­
mungsgeschwindigkeit eine besondere Saugwirkung aus­
übe, die mindestens an der Kante zwischen Steg und 
Rille, wo der Luftstrom aus der axialen Richtung we­
gen der im Scheitel der Rille befindlichen Absaug- 
Öffnung abgelenkt werde, zu einer Ausweitung des Rohres 
bis zu dessen Anliegen am Steg führe»

Im übrigen bestreite jedoch auch die Beklagte 
nicht, daß mindestens am Ende der Faltenbildung, wenn 
nämlich die Falte an der in Vorschubrichtung liegen­
den Rillenwand bereits anliege, nicht mehr die Reibung 
der Luft am Kunststoffrohr, sondern der Druckunter­
schied innerhalb und außerhalb des Rohres die Fertig­
stellung der Falte auf der der Vorschubrichtung ent­
gegengesetzten Wand der Rille bewirke»

Die Beklagte komme auch nicht dadurch aus dem 
^Schutzbereich des Klagepatents, daß sie die Absaugung 
der Luft bei jeder Rille gesondert und nacheinander 
vornehmeo Diese nach Auffassung des Berufungsgerichts 
rein konstruktive Maßnahme ändere nämlich nichts daran, 
daß der Druckunterschied innerhalb und außerhalb des 
Rohres zur Formgebung verwendet werde; darauf allein 
aber habe es anzukommen. Im übrigen verwende die Be­
klagte selbst hinter der zur Formgebung verwendeten 
Absaugvorrichtung ein weiteres Vakuum, welches, wie 
das Ergebnis des in erster Instanz durchgeführten 
Augenscheinstermines zeige, während der Zeit der Aus-



- 15 -

härtung das gewellte Kunststoffrohr durch Amien- 
dung von Überdruck im Rohrinneren in den Rillen , 
festhalte und das mit der beim Verfahren des.Kla­
gepatents verwendeten sog. Stützluft vergleichbar 
sei .

Endlich sei auch dem Umstand, daß beim ange­
griffenen Verfahren die Extrudiergeschv/indigkeit 
augenscheinlich über der Bewegungsgeschwindigkeit 
der Matrizen liege, nichts zu entnehmen, was die 
Beklagte aus dem Schutzbereich des Klagepatents 
bringen könnte. Allein.durch die Verwendung von 
Saugluft berweise die Beklagte, daß ein schlichtes 
Hineinschieben des extrudierten Rohrstranges in die 
.Fermgeber nicht zu dem gewünschten Erf olg führe * 
Aber auch von einem "Hineinsaugen" des Stranges in 
die Matrize könne, so wie die Beklagte es meine, 
nicht gesprochen werden. Vielmehr müsse die Extru­
diergeschv/indigkeit eben deshalb höher sein als 
die Geschwindigkeit der Matrizen, weil für -die Fal­
tenbildung mehr Material verbraucht werde, als die 
Länge der Matrize ausmache. Auch das Hineinsaugen 
des Materials in die einzelne Rille führe nämlich 
nicht dazu, daß die Falte ausschließlich durch 
Dehnung des zwischen zwei Stegen der Kokille be­
findlichen Rohrstückes gebildet werde; vielmehr 
werde, da das noch plastische Material leichter ge­
bogen als gedehnt werden könne, von der dem Extru­
der zugewandten Seite mehr Material an und in die 
Rille ohne die einer reinen Dehnung entsprechende 
Wandstärkenverrainderung hineingezogen. Auch wenn 
nämlich das Kunststoffrohr an dem dem Extruder zu­
gewandten Steg bereits anliege, könne es noch axial
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verschoben werden, v/ie sich bereits aus der Vorver­
öffentlichung DRP S B  ergebe, bei welcher das 
Material durch ein Formkaliberrohr hindurchgleitev 
Wäre die Faltenbildung nur auf Dehnung zurückzufUhren, 
müßte das Material, v/ie keiner näheren Erörterung 
bedürfe, in den Rillen in seiner Wandstärke erheb­
lich herabgesetzt sein. Andererseits könne die Fal­
tenbildung auch nicht ausschließlich auf Biegung 
zurückgeführt werden. Es handele sich nämlich nicht 
um eine Faltenbildung, wie sie etwa beim zickzack- 
förmigen Falten eines glatten Streifens erfolge; 
vielmehr müsse, da als Ausgangsmaterial ein Rohr von 
(angenähert) dem Durchmesser des fertig gefalteten 
Rohres zwischen den Rillen verwendet werde, notwen­
dig eine gewisse Dehnung stattfinden, da der Durch­
messer des fertigen Rohres im Scheitel der Rillen 
größer sei.

2. Diese Überlegungen des angefochtenen Urteils 
halten entgegen der Meinung der Revision der recht­
lichen Nachprüfung im Ergebnis stand«

Nach dem Zusammenhang der Entscheidungsgründe geht 
das Berufungsgericht davon aus, daß es sich bei der 
Verwendung von Saugluft bei dem von der Beklagten an­
gewandten Verfahren zur Herstellung von quergerillten 
Faltenrohren aus thermoplastischen Kunststoffen um 
ein sog. glattes patentrechtliches Äquivalent zur Ver­
wendung von Druckluft nach Merkmal b des Anspruchs 1 
des Klagepatents, mithin um ein Arbeitsmittel handelt, 
welches der Durchschnittsfachmann am Prioritätstage 
des Klagepatents (21. Januar 1941) aufgrund seiner 
Kenntnisse und seines Fachkönnens aus der Patentschrift



zur Lösung den dem Patent zugrunde liegenden Auf­
gabe ohne weiteres, d.h. ohne nähere oder beson­
dere und damit erst recht ohne erfinderische Über­
legung als gleichwirkend auffinden konnte (vgl. 
hierzu BGH GRUR 1969, 534, 335 f - Skistiefelver­
schluß - mit Rechtsprechungshinweisen),

Die Revision beanstandet zunächst allgemein, 
daß das Berufungsgericht die Frage, ob das ange­
griffene Verfahren das Kombinationsmerkmal b in 
glatt äquivalenter Form benutzt, ohne Beratung durch 
einen Sachverständigen des einschlägigen Fachgebiets 
beurteilt hat, obwohl hierbei schwierige strömungs­
technische Probleme aufgetreten seien. Diese auf 
Verletzung des § 286 Abs, 1 ZPO gestützte Rüge 
dringt indessen nicht durch. Ein ständig mit Patent­
streitsachen befaßtes Gericht ist zur Feststellung 
einer glatten Äquivalenz nicht gezwungen, auf Antrag 
einer Partei (§§ 282, 403 ZPO) oder von Amts wegen 
(§ 144 ZPO) Sachverständigenbeweis zu erheben, wenn 
es die für die Beurteilung der streitigen techni­
schen Frage nötige Sachkunde mit hinreichenden Grün­
den belegt (vgl. Benkard, Patentgesetz und Gebrauchs­
mustergesetz, 3. Aufl., § 4? PatG Rdn. 74 mit Recht­
sprechungshinweisen ; ferner Urteil des erkennenden 
Senats vom 28. Mai 1968 - X 2R 67/63 vom 28. Mai 1968 
- Siebroder 8. 13). Diese Voraussetzung ist hier

Die Revision selbst stellt nicht in Abrede, daß 
das Berufungsgericht aufgrund des Vortrags der sach­
verständigen Parteien, der durch Vorführung von Mo­
dellen und Vorlage von Zeichnungen veranschaulicht



worden ist, den technischen Gedanken, welcher dem 
Merkmal b zugrundeliegt, richtig erkannt hat. Dieser 
Gedanke besteht, wie das angefochtene Urteil in seinen 
oben mitgeteilten Entscheidungsgründen im einzelnen 
darlegt, darin, die in Rohrform gebrachte Kunststoff­
masse durch Erzielung von tiberdruck im Rohrinneren 
zu verformen. Der benötigte Überdruck soll nach dem 
Merkmal b durch Verwendung von Druckluft herbeige­
führt werden. Die Beklagte benutzt hierzu ein anderes 
prinzipielles Arbeitsmittel, nämlich Saugluft.

Dieses Arbeitsmittel wäre allerdings dann, wie 
die Revision insoweit zutreffend bemerkt, nicht gleich­
wirkend im Sinne des im Merkmal b ausdrücklich empfoh­
lenen Arbeitsmittels, wenn zum Anpressen der Kunststoff­
masse an die Matrize bei dem Verfahren nach dem Klage­
patent, welches hierzu selbst nichts sagt, in jedem 
Falle im Rohrinneren ein über den atmosphärischen Luft­
druck hinausgehender Überdruck und zwar ein solcher 
von etwa vier Atmosphären benötigt würde, der aus den 
vom Berufungsgericht angeführten, oben wiedergegebenen 
Gründen durch die Verwendung von Saugluft nicht erreicht 
werden kann.

Die Revision wirft dem Berufungsgericht unter 
Hinweis auf § 286 Abs. 1 ZPO vor, daß es sich nicht 
mit der entsprechenden Behauptung der Beklagten im 
Schriftsatz vom 24. Januar 1965, S. 3 unter Hinzu­
ziehung eines Sachverständigen auseinandergesetzt hat. 
Die Behauptung ist indessen im weiteren Verlauf des 
Rechtsstreits gegenstandslos geworden. Ausweislich 
der landgerichtlichen Niederschrift über die Einnahme 
des gerichtlichen Augenscheins vom 5. April 1963, S. 6



19 -

bestand zwischen den Parteien Einigkeit darüber, 
daß die - nach dem Druckluftverfahren arbeitenden - 
Maschinen der Klägerin mit einem Druck von 0,25 
bis über 1,0 atü fahren, je nach dem Kaliber der 
Rohre. Es v/ird in dem Protokoll ferner festgehal­
ten, daß die von der Klägerin vorgeführten Maschi­
nen mit etwa 0,5 atü arbeiteten. Das Protokoll 
enthält zwar keinen Vermerk darüber, daß es gemäß 
gesetzlicher Vorschrift (vgl. § 162 bzw. § 163 a 
Abs. 1 ZPO) den Beteiligten vorgelesen und von 
ihnen genehmigt worden ist. Die Beklagte hätte je­
doch aus einer Nichtgenehmigving des Protokolls be- 

. reits im Berufungsrechtszug nichts mehr für sich 
herleiten können, da sie den etwaigen Verfahrens­
mangel ersichtlich nicht in der nächsten mündlichen 
Verhandlung vor dem Landgericht gerügt hat (vgl.
§ 295 Abs. 1 ZPO),

Das Berufungsgericht durfte es daher, zumal 
die Beklagte ausweislich des Akteninhalts nicht 
mehr auf ihre ursprüngliche Behauptung zurückgekom­
men ist, als unstreitig ansehen, daß nach dem Klage­
patent mit einem inneren Überdruck von weniger als 
einer Atmosphäre nicht nur gearbeitet werden kann, 
sondern in der Praxis auch gearbeitet wird. Allein 
aufgrund dieser Tatsache konnte das Berufungsgericht 
ohne weitere Aufklärung davon ausgehen, daß die bei­
den hier in Rede stehenden prinzipiellen Arbeits­
mittel gleichwirkend im Sinne des Merkmals b sind.
Es kommt demnach auf die zusätzlichen Erwägungen, 
mit welchen das Berufungsgericht seine Annahme be­
gründet , daß nur ein Überdruck von höchstens einer 
Atmosphäre notwendig sei, nicht mehr an. Die hier-



gegen gerichteten Angriffe der Revision, welche die 
Ausführungen des Berufungsgerichts für unzutreffend 
hält, stoßen daher ins Leere„

Im übrigen ist es für die Beurteilung der Äquiva­
lenzfrage auch ohne Einfluß, daß Saugluft offensicht­
lich nicht für die Herstellung von Faltenrohren? die 
einen■gewissen Durchmesser übersteigen, verwendet wer­
den kann, weil in diesem Falle ein Überdruck von mehr 
als einer Atmosphäre benötigt wird, Es ist nicht er­
forderlich, daß die Verwendung von Saugluft für sämt­
liche Ausführungsformen geeignet ist« Denn für die 
Wirksamkeit des Patentschutzes eines Lösungsgedankens 
ist es bedeutungslos, ob eine der denkbaren Ausführungs­
formen mehr oder weniger versagt (vgl, EG GRUR 1936,
156, 158).

Die Revision wendet sich zu Unrecht ferner gegen 
die Feststellung des Berufungsgerichts, daß es für 
den Durchschnittsfachmann - in Betracht kommt der mit 
durchschnittlichem Wissen und Können ausgestattete, 
mit den Grundbegriffen der.Strömungstechnik vertraute 
Hersteller von Kunststoffrohren - am Prioritätstage 
des Klagepatents aufgrund seines Fachwissens und des 
Standes der Technik naheliegend gewesen sei, das im 
Merkmal b vorgesehene Arbeitsmittel Druckluft durch 
Saugluft zu ersetzen.*

Die Feststellung, welche das Berufungsgericht 
im Rahmen seines tatrichterlichen Ermessens getrof­
fen hat, kann aus Rechtsgründen nicht bemängelt wer­
den, In diesem .Zusammenhang führt jedenfalls der Hin­
weis der Revision auf das Urteil des erkennenden Se­
nats vom 19o Dezember 1968 - X ZR 83/64 - in dem Mich-
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tigkeitsrechtsstreit betreffend das lange nach dem 
Klagepatent, nämlich am 15. Juli 1954 angemeldete 
Patent 1 016 009 nicht weiter. Nach diesem Urteil 
(vgl. So 24 ff) ist die im Anspruch 1 des spä­
teren Patents gegebene Lehre erfinderisch, beim 
Verfahren zum Kalibrieren im Zuge des Strang­
pressens von Hohlkörpern aus thermoplastischem 
Kunststoff, bei welchem der aus dem Pressenmund­
stück austretende noch plastisch verformbare Hohl­
körper in einer rohrförmigen Kalibriervorrichtung 
unter dem Druck eines, gasförmigen Mediums zum An­
liegen gebracht und anschließend durch Abkühlung 
erhärtet wird, den Anpreßdruck zwischen dem Kunst­
stof f ho hlkörper und der Kalibriervorrichtung durch 
an der äußeren Mantelfläche des Hohlkörpers angrei­
fenden Unterdrück zu erzeugen. Der Senat ist hier­
bei, gestützt auf das Gutachten eines allgemein 
anerkannten Fachmanns von der Erwägung ausgegangen, 
daß die Fachwelt am Prioritätstage Jenes Patents 
durch den damaligen, also im Jahre 1954 gegebenen 
Stand der Technik davon abgelenkt worden sei, bei 
einer gleitenden Kalibrierung von Hohlkörpern aus 
thermoplastischen Kunststoffen das seit mehreren 
Jahren praktizierte, wiederholt verbesserte Druck- 
luftverfahren durch ein Saugluftverfahren zu er­
setzen. Diese Entscheidung rechtfertigt Jedoch nicht 
den von der Revision gezogenen Schluß, daß das Be­
rufungsgericht bei seiner Feststellung, daß der 
Durchschnittsfachmann am Prioritätstage des Klage­
patents Druckluft und Saugluft als gleichwirkende 
Arbeitsmittel im Sinne des geschützten Erfindungs­
gedankens ohne nähere Überlegung habe erkennen kön­
nen, einem offenbaren technischen Irrtum zum Opfer

*
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gefallen sei, der vom Revisionsgericht zu beachten 
wäre (vgl. RG GRÜR 1936, 562, 564). Die Revision 
berücksichtigt nicht, daß der erkennende Senat in 
dem seinerzeitigen Urteil nach dem Zusammenhang sei­
ner Entscheidungsgründe einen wesentlichen Unter­
schied gerade darin gesehen hat, ob die Saugluft, 
wie beim Patent 0  M i  hei fortlaufender und
gleitender Kalibrierung an der Innenwand eines offenen 
Kalibrierrohres verwendet wird oder ob die Verformung 
mittels Saugluft, wie dies auch beim Verfahren der 
Beklagten zutrifft, in einer geschlossenen Form vor­
zunehmen ist, bei welcher der thermoplastische Kunst­
stoff eine gewisse, wenn auch nur ganz kurze Zeit ge­
gen die Wandung einer Hohlform gedrückt wird.

Das Berufungsgericht ist hiernach rechtlich un­
angreifbar zu dem Ergebnis gelangt, daß die Beklagte 
bei ihrem Verfahren das prinzipielle Arbeitsmittel, 
welches das Merkmal b des Klagepatents beschreibt, 
durch ein Sog. glattes patentrechtliches Äquivalent 
ersetzt hat. Darauf, ob die konkreten technischen An­
ordnungen, welche die Verwendung von Saugluft erfor­
derlich machen, besonderer oder sogar erfinderischer 
Überlegungen bedurften, kommt es für die Beurteilung 
der Äquivalenzfrage nicht an. Selbst wenn die von der 
Beklagten getroffenen Maßnahmen ihrerseits eine schutz­
fähige Erfindung darstellen sollten, so würde dies 
im vorliegenden Fall nichts daran ändern, daß das an­
gegriffene Verfahren das Merkmal b des Klagepatents 
als solches verwirklicht hat. Eine etwaige Erfindung 
wäre in diesem Falle von einem wesentlichen Erfindungs­
gedanken des Klagepatents abhängig und könnte ohne 
dessen Benutzung nicht ausgeführt werden (vgl. Benkard,
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aaO, § 6 PatG Rdn. 173 ff und Reimer, Patentgesetz 
und Gebrauchsmustergesetz, 3« Auf1., § 6 PatG 
Anm. 9 und 61, beide mit zahlreichen Rechtsprechungs- 
hinweisen). Bei dieser Sach- und Rechtslage braucht 
nicht auf die auf Verletzung der §§ 286 Abs«, 1,
139 Abs. 1 und 2 ZPO gestützten Rügen eingegangen 
zu werden, mit welchen die Revision geltend macht, 
das Berufungsgericht habe außer acht gelassen, daß 
eine ganze Kette in den Schriftsätzen der Beklagten 
aufgezählter Maßnahmen erforderlich gewesen sei, um 
Saugluft bei der Herstellung von Faltenrohren ver­
wenden zu könneno

V. 1. Seine Auffassung, daß die Beklagte bei 
ihrem Verfahren das Kombinationsmerkmal d identisch 
benutzt habe, hat das Berufungsgericht wie folgt 
begründet;

Eine philologische Auslegung des Begriffes 
’'absatzweises Verschieben” helfe nicht viel weiter; 
sie ließe ihn dahin verstehen, als sollte die Ko­
kille Jeweils ein Stück (Absatz) verschoben werden, 
während zwischen den einzelnen Verschiebungen ein 
Stillstand eintrete. Aus der Beschreibung des Klage­
patents in seiner eingeschränkten Fassung sei aber 
zunächst eindeutig zu entnehmen, daß nur während 
einer einzigen Verschiebung die Kokille um das zu 
formende Rohr geschlossen sei. Andererseits ergebe 
sich aus den bei Erörterung des Merkmals b angeführ­
ten Gründen, daß ein Stillstand der Matrize, solange 
sie um das Rohr fest geschlossen sei - nur auf die­
sen Zeitpunkt könne es ankommen-, weder bei Beginn 
noch während, noch zu Ende der Verformungsphase zu-
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lässig sei, weil der Extruder ununterbrochen weiter- 
arbeiteo Die Kokille müsse also, während sie an den 
Rohrstrang herangeführt und geschlossen werde, bereits 
auf die zur Verformung notwendige Geschwindigkeit des 
Rohrstranges gebracht worden sein, sie dürfe ihre Ge­
schwindigkeit erst ändern, wenn sie vom Rohrsträng 
wieder völlig gelöst sei.

Es müsse daher der Begriff der 11 absat zwei sen Ver­
schiebung” zusammen mit der schon in der ursprünglichen 
Beschreibung enthaltenen Angabe (S. 2, Z* 3 ff), wel­
che in der beschränkten Fassung wiederkehre (S. 1, 
re, Sp., Zo 31 ff), daß die Verformung absatzweise, 
dch. jeweils in Länge des Formgebers erfolgen solle, 
gelesen werden. So verstanden ergebe sich, daß der Be­
griff der ”absatzweisen Verschiebung” der Matrize le­
diglich bedeute, daß die Matrize während der Verformung 
eines ihrer Länge entsprechenden Absatzes mit dem wei­
terwandernden Kunststoffrohr mitgeführt werde, um nach 
dessen Aushärtung um ihre eigene Länge zurückgeführt 
und von neuem auf den inzwischen extrudierten glatten 
Schlauch aufgesetzt zu werden.

Hiervon mache die Beklagte Gebrauch; denn auch sie 
führe jede einzelne Matrize wieder an ihren Ausgangs­
punkt zurück. Ob dies unter Anhalten, Ändern,der Bewe­
gungsrichtung oder auf einer langgezogenen elliptischen 
Bahn erfolge, sei für den Erfindungsgedanken des Klage­
patents von untergeordneter Bedeutung, da die Form 
der Rückwärtsbewegung nicht Gegenstand des Schutzes 
sei. Allerdings schließe sich bei dem von der Beklag­
ten verwendeten Verfahren die zurückgebrachte Matrize 
nicht an das von ihr soeben verformte Rohrstück un­
mittelbar an, weil inzwischen andere Matrizen zum Enge



gekommen seien; Jede Matrize könne aber nur den 
ihrer Gesamtanzahl entsprechenden Teil des ganzen 
Rohres verformen. Diese zweifellos konstruktiv 
elegantere Lösung, die insbesondere ein längeres 
Verweilen des geformten Rohrstückes in der ge­
schlossenen einzelnen Matrize gestatte, sei mög­
licherweise erfinderisch. Sie führe Jedoch die Be­
klagte nicht aus dem Schutzbereich des Klagepatents, 
da sie in gerader Linie auf dem Erfindungsgegenstand 
aufbaue und die dort in ihrer Lösung nicht näher be­
schriebene, sich aus dem Erfindungsgegenstand erge­
bende weitere Aufgabe, wie die Kokille nach Aus­
härtung des geformten Rohrstranges wieder zurückge­
führt werden solle, löse. Gerade dieses Zurückbrin­
gen der Kokille zum Ausgangspunkt sei aber nicht Ge­
genstand der Erfindung des Klagepatents; die kon­
struktive Lösung dieses Problems werde darin im we­
sentlichen offen gelassen, so daß der Durchschnitts- 
fachm'ann diese Frage durch Zurückgreifen auf ihm 
sonst geläufige Konstruktionsprinzipien habe lösen 
müssen. Die Verwendung nur einer einzigen Matrize 
sei im Patent nicht vorgeschrieben. Dem Landgericht 
sei zwar zuzugeben, daß auch nirgends die Verwendung 
von mehr als einer Kokille vorgesehen sei. Jedoch 
könne dies allenfalls für die Frage der hier nicht 
weiter zu untersuchenden Schutzfähigkeit des Ver­
fahrens der Beklagten von Bedeutung sein. Rieht ge­
folgt werden könne dem Landgericht nämlich insoweit, 
als es den Begriff der absatzweisen Verschiebung mit 
einem ruckweise vorangehenden Verfahren gleichsetze; 
wie bereits ausgeführt, müsse nämlich gerade in der 
M e r  einzig interessierenden Zeit des Geschlossenseins 
der einzelnen Kokille eine gleichförmige Bewegung

I



derselben aufrechterhalten werden» Über die Art der 
Rückführung der Kokille nach ihrer Öffnung sei im 
Klagepatent, wie ausgeführt, nichts gesagt, so daß 
eine neuartige Lösung dieses Problems die Frage eines 
Eingriffes in das Schutzrecht nicht berühre, solange 
nur die Verformung des Rohrstranges absatzweise un­
ter Mitwandern der Matrize vorgenommen werde»

2. Auch diese Ausführungen des Berufungsgerichts 
lassen keinen entscheidungserheblichen Fehler erkennen» 
Die Auslegung des Merkmals d durch das Berufungsgericht, 
welche nach ständiger Rechtsprechung im Revisionsrechts- 
zuge frei nachprüfbar ist (vgl» u.a. BGH GRUR 1964,
196, 198 - Mischer II ~), ist rechtlich nicht zu be-

Abgesehen davon, daß das Berufungsgericht bei Fest­
stellung des Gegenstandes des Klagepatents und damit auch 
bei Erläuterung des in Rede stehenden Merkmals an das 
die Nichtigkeitsklage abweisende Urteil des erkennenden 
Senats vom 21o Februar 1967 nicht gebunden war, wenn 
es sich ihm auch vorrangig als Auslegungsmittel ange- 
boten hat (vgl» BGH aaO), setzt es sich mit seiner Auf­
fassung entgegen der Annahme der Revision zu der genann­
ten Entscheidung nicht in Widerspruch»

oben mitgeteilten Entscheidungsgründe das Merkmal der 
absatzweisen Verschiebung, welches nach den Darlegungen 
des Nichtigkeitsurteils des erkennenden Senats (vgl»
S» 10 f) aus der ursprünglichen Patentbeschreibung (S» 1 
Z» 26 bis So 2, Z» 12) in den neugefaßten Patentan­
spruch 1 übernommen worden ist, dahin, daß bei konti­
nuierlichem Extrudieren ndie Matrize während der Ver­
formung eines ihrer Länge entsprechenden Absatzes mit
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dem weiterwandernden Kunststoffrohr mitgeführt wird, 
um nach dessen Aushärtung um ihre eigene Länge 
zurückgeführt und von neuem auf den inzwischen 
extrudierten glatten Schlauch aufgesetzt zu wer^ 
den11. In gleichem Sinne hat auch der erkennende Se­
nat im Nichtigkeitsurteil das Merkmal d aufgefaßt.
So heißt es dort auf S. 16 Abs. 2, daß bei dem Her­
stellungsverfahren nach dem neugefaßten Patentan­
spruch 1 eine hin- und hergehende Matrize verwendet 
werde, die im Tempo des endlos austretenden Rohres 
mit diesem bis zur Erstarrung des verformten Ab­
schnitts weiterlaufe, sodann auseinanderklappe und 
in die Ausgangsstellung zurückgehe. Damit ist nicht 
bloß, v/ie die Revision vorbringt, ein einfaches Hin- 
und Herschieben der Matrize gemeint. Ein solches 
kommt hier schon deswegen nicht in Betracht, weil 
die Matrize abgeklappt werden muß. Daß unter der 
"hin- und hergehenden Matrize" auch nach der im Nich­
tigkeitsurteil vertretenen Auffassung des erkennenden 
Senats entsprechend der Annahme des Berufungsgerichts 
vielmehr eine Matrize zu verstehen ist, die mit dem 
austretenden Rohr mitwandert und wieder an die Aus­
gangsstelle zurückkehrt, ergibt sich aus den wei­
teren Darlegungen dieses Urteils. Es wird dort z.B. 
auf S. 17 zusammenfassend von dem "Weiterwandern 
des ganzen Rohres unter MitverSchiebung der Matrize" 
(vgl. aaO unter Buchst. b) und von der "Rück-Ver- 
schiebung der Matrize bis dicht an die Düse des 
Extruders" (vgl. aaO unter Buchst, c) gesprochen. 
Hinzu kommt, daß im Nichtigkeitsurteil des erkennen­
den Senats (vgl. dort S. 8 f), wenn auch in anderem 
Zusammenhang, davon die Rede ist, daß das im früheren 
Patentanspruch 4 beschriebene Ausführungsbeispiel
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erstmals die Möglichkeit erwähne, mit einem in ver­
schiedenen Stellungen verwendeten, d.h. nicht orts­
festen (!) Formgeher zu arbeiten, der "axial beweg­
bar" , d.h. in Achsrichtung verschiebbar sei.

Angesichts seiner allgemeinen Fassung ist sonach 
für das Merkmal der absatzweisen Verschiebung, wie 
das Berufungsgericht richtig erkannt hat, nur wesent­
lich, daß die Matrize mitwandert und alsdann zur er­
neuten Verwendung an die Ausgangsstellung vor der Extru- 
derraündung zurückgeführt wird. Hinsichtlich der Zurück­
führung der Matrize kommt es nur darauf an, daß sie 
erfolgt. Über die Art und Weise der Zurückführung selbst 
finden sich im Klagepatent keine Angaben. Dem steht 
nicht entgegen, daß im Nichtigkeitsurteil des erkennenden 
Senats (S. 10) die Verschiebung als "das Vorwärtswan­
dern und Zurückschnappen der Matrize" bezeichnet wird.
Da mithin das Klagepatent die Art und Weise der Zurück­
führung auf keine bestimmte Gestaltungsform festgelegt 
hat, blieb es dem Fachmann überlassen, eine solche zu 
suchen. Wenn nun die Beklagte bei ihrem im Tatbestand 
dieses Urteils näher geschilderten Herstellungsverfahren 
mehrere Matrizen verwendete und diese raupenkettenartig 
umlaufen ließ, so hat auch sie entgegen der Annahme 
der Revision das Merkmal d des Patentanspruchs identisch 
benutzt, weil auch hier die einzelne Matrize absatz­
weise verschoben wird. An der identischen Benutzung 
des Merkmals würde sich auch dann nichts ändern, wenn 
die von der Beklagten zur Rückführung der Matrizen 
angeordneten Maßnahmmerfinderisch wären, was das an- 
gefochtene Urteil als möglich bezeichnet. Eine etwaige 
Erfindung der Beklagten wäre auch in diesem Falle vom 
Klagepatent abhängig.
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VI, 1. Da sonach die Beklagte bei ihrem Ver­
fahren von den vier Merkmalen des Klagepatents 
teils in identischer, teils in glatt äquivalenter Weise 
Gebrauch gemacht und demgemäß den geschützten Ge­
genstand rechtswidrig benutzt hat, hängt die Fest­
stellung ihrer Schadensersatzpflicht und die Verur­
teilung zur Rechnungslegung noch allein davon ab, 
ob sie ein Verschulden trifft* Hierzu wird im an­
gefochtenen Urteil ausgeführt:

Die Beklagte habe in den Schutzbereich des Kla- 
gepatehts fahrlässig eingegriffen. Ihre Kenntnis vom 
Klageschutzrecht bestreite die Beklagte selbst nicht; 
abgesehen davon wäre es auch fahrlässig, wenn die 
Beklagte als nicht unbedeutendes Unternehmen die auf 
ihrem Spezialgebiet anfallenden Schutzrechte nicht 
verfolgen würde* Eine Unklarheit über den Umfang und 
den Bestand des Schutzrechts aber gehe zu Lasten der 
Beklagten. Besondere Umstände, aus denen eine Ent­
schuldbarkeit eines solchen Irrtums hergeleitet wer­
den könnte, habe die Beklagte nicht vorgetragen*

2. Die Revision rügt, daß die Darlegungen des 
Berufungsgerichts keine Feststellung darüber enthal­
ten, ob die Beklagte grob oder leicht fahrlässig ge­
handelt hat. Eine dahingehende Feststellung wäre, wie 
der erkennende Senat bereits ausgesprochen hat (vgl* 
GRUR 196B, 33» 38 - Elektrolackieren -), im Hinblick 
auf § 47 Abs* 2 Satz 2 PatG schon bei der Feststel­
lung der Schadensersatzpflicht der Beklagten an sich 
geboten gewesen. Die Beklagte ist jedoch durch die 
unterbliebene Feststellung des Grades der Fahrlässig­
keit nicht beschwert, weil ihr durch das angefoch-
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tene Urteil nicht verwehrt wird, sich hei einem et-* 
waigen Streit über die Höhe der Schadensersatzfor­
derung auf die vom Verletzer durch die genannte Vor­
schrift gewährte Vergünstigung zu berufen (vglo Urteil 
des erkennenden Senats vom 14«, Juli 1969 - X ZR 17/67 - 
Halsrahmenhalterung ~)c Es besteht daher keine Veran­
lassung, die Feststellung entsprechend der Anregung 
der Revision bereits jetzt nachzuholen.

VIIo Die Revision der Beklagten mußte nach alle­
dem mit der Kostenfolge aus § 97 Abs«, 1 ZPO zurückge- 
v/iesen werden.

Spreng Trüstedt Claßen
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